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1 Die neuentstandene Demokratie 
Das Beschweigen der Vergangenheit in der Adenauer-Ära[1]
In der Debatte zur »doppelten Vergangenheit« von Nationalsozialismus und DDR hatte Jürgen Habermas darauf hingewiesen, dass die Last der NS-Vergangenheit durch das Erbe einer kurzen stalinistischen und längeren autoritären poststalinistischen Phase in der DDR überlagert scheint. Zwar könne die Aufeinanderfolge von zwei Diktaturen den Blick auf die strukturelle Enteignung von Bürgern richten, die ihrer sozialen und rechtlichen Autonomie beraubt worden sind. Dies dürfe aber nicht zur Überblendung der Erinnerung an das Spezifische der ersten Vergangenheit führen: das heißt des staatlich angekündigten und betriebenen Massenmordes an einem rassistisch definierten inneren »Feind«. Erst dieses ungeheuerliche Faktum bringt den normativen Kern des demokratischen Rechtsstaates der Bundesrepublik zu Bewusstsein: nämlich die gegenseitige Anerkennung der Menschen, die sich nicht auf Angehörige eines rassistisch-homogen konstruierten »Volkes« beschränken. Der Umgang mit jener Vergangenheit war ein entscheidender Indikator dafür, ob und in welcher Weise zuvor antidemokratische Einstellungen neutralisiert und in demokratische verändert worden sind. Grundgesetz und Gründung der Bundesrepublik hat Habermas in einer viel zu wenig diskutierten Enquetekommission zur Aufarbeitung der DDR-Verbrechen als Ausdruck der Umkehr aus der politischen Kultur des Nationalsozialismus beschrieben. Viel unmittelbarer und weitreichender als anderswo ist die Entwicklung der Demokratie und ihrer Institutionen in West-Deutschland (und Österreich) immer auch abhängig von der Auseinandersetzung mit einer Geschichte, von der sich die Republik absetzte. Die Auseinandersetzung von Gesellschaft und Politik mit Rechtsextremismus und Antisemitismus ist in diesem Sinn auch ein Index für den Grad der Etablierung der demokratischen Institutionen und der demokratischen Kultur selbst. 
Dies ist erst recht so, wenn es, wie es die politische Kulturforschung beschreibt, in der Demokratie um mehr geht als um formale Arrangements der Anpassung an ein Set demokratischer Regeln und Verfahren, wenn der demokratische Konsens symmetrischer Anerkennungsverhältnisse nicht nur den demokratischen Rechtsstaat konstituiert, sondern auch gesellschaftlich, kommunikativ und kulturell als solcher angeeignet werden muss. Dann ist es von zentraler Bedeutung, ob und in welcher Weise die Auseinandersetzung um die NS-Vergangenheit im Sinne einer Aufarbeitung oder im Sinne einer Abkehr und Abwehr einer solchen Aufarbeitung verlaufen ist. Die zentrale These, die sich hierbei empirisch und normativ folgern lässt: Die Demokratisierung der deutschen Gesellschaft und die Überwindung des politisch-kulturellen Erbes von Autoritarismus und Antisemitismus ist mindestens abhängig, mit Habermas formuliert, von konstitutionellen Voraussetzungen, die politisch und sozial abgesichert werden müssen, als auch von demokratischen Verarbeitungen in der politisch-öffentlichen Kommunikation durch die Auseinandersetzung mit der Geschichte, den kollektiven Verbrechen und den sie tragenden kulturellen Ressentiments. Dagegen plädierte der Publizist Hermann Lübbe 1983 in seiner Rückschau entschieden gegen die »destabilisierende Dauerreflexion von Vergangenheit« und verteidigte ein die Nachkriegsgesellschaft in die Bürgergesellschaft verwandelndes »kommunikatives Beschweigen«. Nichts sei vergessen gewesen, aber einiges ausgeheilt. Er wandte sich damit gegen die Forderung nach der »Aufarbeitung der Vergangenheit«, wie sie zwei Jahrzehnte zuvor von Theodor W. Adorno und nach ihm von Alexander Mitscherlich als eine schwierige, aber notwendige Bedingung für eine gelingende Demokratisierung der deutschen Gesellschaft angesehen worden war. Aufarbeitung aber schließt die Konfrontation mit historischer Realität, die individuelle und öffentliche emotionale Erinnerung an das zuvor vom Nationalsozialismus sozial Verdrängte, an die zerstörten oder gedemütigten Opfer ein, das heißt aber die Einfühlung in sie. Gesine Schwan hat aus demokratietheoretischer Sicht darauf hingewiesen, dass solche Achtung und Wahrnehmung der anderen wesentlich zu dem gehört, was anerkannterweise zum Kernbestand westlichen Demokratieverständnisses in der Tradition der Französischen Revolution gehört: die universale Würde aller Menschen, Toleranz und Empathie (vgl. Schwan, Gesine: Politik und Schuld. Frankfurt am Main 1997). 
Anders als in Demokratien mit einer zum Teil jahrhundertelangen freiheitlich rechtsstaatlichen Tradition ist ein solcher Rechtsstaat nach dem Sturz des nationalsozialistischen Regimes, nach einem auf Vernichtung der europäischen Juden gerichteten rassistischen Angriffskrieg, Ende der vierziger Jahre in Westdeutschland neu gegründet worden. Im Grundgesetz – und insbesondere den Grundrechten innerhalb des Grundgesetzes – fand dies seinen verfassungspolitischen Niederschlag. Das Grundgesetz enthält Grundrechte, die anders als in der Weimarer Republik unmittelbar geltendes Recht sind und in ihrem Wesensgehalt nicht verändert werden können, also absoluten Bestandsschutz haben. 

Die Erneuerung der politischen Kultur
Mit dem Eichmannprozess 1961/62 in Jerusalem – Eichmanns Auslieferung nach Deutschland war unerwünscht – und dem Auschwitzprozess 1963 bis 1965 in Frankfurt am Main hatte das Drama einer anhaltenden Auseinandersetzung in der Bundesrepublik Deutschland begonnen. Die Prozesse hatten die politische Kultur der traumatischen fünfziger Jahre beendet und den Beginn der intellektuellen und politisch-kulturellen Neugründung der Bundesrepublik markiert. 
Symbolisch gesehen hat erst die Eröffnung des Mahnmals zur Erinnerung an die Ermordung von sechs Millionen Juden in Sichtweite des Brandenburger Tors in der Hauptstadt Berlin im Jahr 2005 einen viereinhalb Jahrzehnte lang währenden Kulturkampf aufgehoben. Nach breiten zivilgesellschaftlichen Debatten wurde gleichsam staatsoffiziell eine Umkehr – selten in der Geschichte der Staaten – auch kulturell anerkannt, die der Nachfolgestaat des nationalsozialistischen Staats mit der Einrichtung des Grundgesetzes begonnen hatte. Mit dieser Entscheidung des Jahres 2005 erfolgte die politisch-kulturelle Antwort auf die Zäsur, die mit der Verhaftung Adolf Eichmanns weltweit und in der Bundesrepublik das eher lähmende Schweigen des ersten Jahrzehnts aufgebrochen hatte. Das war mehr als 70 Jahre nach der Machteroberung Hitlers 1933 und genau 60 Jahre nach dem Sieg über den Nationalsozialismus durch die Militärmacht der Alliierten. So selten dies in der Geschichte der Staaten ist, der lange Zeitraum bis zu dieser Zäsur hat auch mit dem Grad der Identifizierung beträchtlicher Teile der Bevölkerung mit Elementen der nationalsozialistischen politischen Religion zu tun, die angestoßen und aufgebrochen werden sollte. Dazu hatte es Persönlichkeiten und ein gesellschaftliches und politisches Klima gebraucht, das einer Erinnerung und Kommunikation mit den Überlebenden um ihrer selbst willen Raum gibt, ohne diese Kommunikation politisch zu instrumentalisieren. 
Jüdische Heimat Bundesrepublik (Micha Brumlik)
Hannah Arendts »Eichmann in Jerusalem«, Harry Mulischs »Strafsache 40/61«, die Berichte in den Medien während des Auschwitz-Prozesses sowie Heinar Kipphardts »Bruder Eichmann« noch Anfang der achtziger Jahre haben neben anderen Werken dazu ermutigt, in immer neuen Anstrengungen Folgerungen aus den Erkenntnissen über den Nationalsozialismus und seine schwarze Erziehung zu ziehen und für eine fundamentale Demokratisierung nicht nur der Institutionen, sondern auch der Gesellschaft einzutreten. Es war das erbitterte Ringen Fritz Bauers, der (Links-)Katholiken um Eugen Kogon, Walter Dirks oder Theo Risse, der Sozialdemokraten um Karl Georg Zinn und Willy Brandt, Adolf Arndt und Gustav Heinemann, liberaler Intellektueller, der Schriftsteller von Heinrich Böll bis Peter Weiss, der Journalistin und Überlebenden Inge Deutschkron oder Bernd Naumanns von der »Frankfurter Allgemeinen Zeitung«. Es waren, wie Micha Brumlik (Jüdische Heimat Bundesrepublik, in: michabrumlik.de, auch im Folgenden) schrieb, vielfach Juden – Emigranten, Sozialwissenschaftler und Linksintellektuelle –, die nach der Katastrophe glaubwürdig die Rehabilitierung deutscher geistiger Traditionen betrieben, zur intellektuellen Neugründung der Bundesrepublik beitrugen, aus den Erfahrungen der Weimarer Moderne sowie aus den Erfahrungen von Verfolgung und Ausgesetztsein ihr Werk prägten und so auch die geistige Formung der Bundesrepublik beeinflussten: Von der Lyrikerin Hilde Domin, dem Literaturkritiker Marcel Reich-Ranicki, den Schriftstellern Wolfgang Hildesheimer und Edgar Hilsenrath, den Theaterregisseuren Peter Zadek und George Tabori, den Philosophen Theodor W. Adorno, Max Horkheimer und Ernst Bloch bis zu den emigrierten Politologen, die wie Ernst Fraenkel, Richard Löwenthal und Franz Neumann sowie Ossip Flechtheim der jungen Bundesrepublik ein Selbstverständnis als verfasster pluralistischer und sozialer Demokratie gaben und sich nicht nur, aber häufig besonders in den sechziger Jahren einzumischen verstanden. Ihnen ist es zu verdanken, dass das Thema nicht in den dunklen Schatten der Geschichte zurückgetrieben wurde, sondern in einem schließlich Jahrzehnte währenden Kulturkampf als Herausforderung für eine kritisch-geschichtsbewusste, demokratischere Republik immer wieder aufloderte. Kein Repräsentant der offiziellen Bundesrepublik hat jedoch in den sechziger Jahren und auch danach sie und die vielen anderen emigrierten Juden aus Kultur, Politik, Wissenschaft und Handel ausdrücklich und im Namen des Nachfolgestaats des Dritten Reichs zur Remigration eingeladen. Viele sind deswegen nicht gekommen, unter ihnen die Größen der Psychoanalyse ebenso wie einige aus Sozial-, Geistes- und Naturwissenschaften.
Die sechziger Jahre und die Ära Willy Brandt[2]
»Mehr (soziale) Demokratie wagen«
(Brandt)

So zentral diese Auseinandersetzung für die BRD und ihre demokratische politische Kultur war, sowenig ist sie darauf zu reduzieren. Sie bezog sich ebenfalls auf die soziale Struktur, die Art und Weise der Ausgestaltung der Demokratie in ihren sozialen und ökonomischen Konflikten: auf ihre soziokulturelle Modernisierung selbst. Diese Konflikte waren in der langen Zeit seit dem Ende der Adenauer-Ära – dem Machtwechsel 1969, den sozialen Bewegungen – von der 68er- bis zur grünen Bewegung in den achtziger Jahren und immer neuen Wellen der Auseinandersetzung um Pluralität und die internationale Rolle der BRD eigentlich bis zur überraschend erfolgten deutschen Einheit prägend.
Die sozialliberale Koalition seit 1969
Die die Vergangenheitsabwehr vornehmlich repräsentierenden politischen Kräfte waren zunächst – 1966 – in eine große Koalition mit der zuvor verteufelten Sozialdemokratie gezwungen worden, ehe sie ganz aus der Regierung verdrängt wurden. Mit dem Regierungsantritt des Sozialdemokraten und Emigranten Willy Brandt war die Verdrängung der Vergangenheit als Politik der fünfziger Jahre auch ausdrücklich dementiert worden. Konsequenterweise leitete Willy Brandt eine Entspannung gegenüber der Mentalität des autoritären – und vielfach antisemitischen – Antibolschewismus ein und förderte den Pragmatismus zwischen Ost und West als eine Bedingung zur Veränderung des kommunistischen Herrschaftssystems. Nach innen aber förderte er – trotz der Berufsverbote ein Glücksfall – mehr als alle Bundeskanzler vor ihm den Konflikt von Studenten und Jugendlichen, sich gegen den »Muff von 1000 Jahren« zu stellen und »Mehr Demokratie (zu) wagen«.

67/68 – eine »Nachgeschichte des Nationalsozialismus« (Norbert Frei) 
Die Aktivitäten der Studentenbewegung repräsentierten in vielem eine Geisteshaltung des »Nie wieder«. Diese Geisteshaltung war vorbereitet durch die Debatten um Schuld und Verantwortung des Nationalsozialismus seit dem Ende der fünfziger Jahre, anlässlich des Eichmann-Prozesses in Jerusalem und des Auschwitz-Prozesses in Frankfurt (Vgl. Norbert Frei in der »Zeit« vom 1.2.2001). Ausgelöst und aktiviert aber wurde diese Debatte durch die Brutalität, mit der staatliche Gewalt gegen friedliche Demonstranten, die Freiheit und Gerechtigkeit wollten, vorging. Noch bis weit in die sechziger Jahre hinein war das Bild auch der Studenten von den Vereinigten Staaten positiv geprägt gewesen. Mit dem Präsidenten John F. Kennedy verband man eine demokratische Aufbruchsstimmung ebenso wie mit den Aktivitäten der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung und den Rockstars der amerikanischen Westküste. Umso erschütterter war man darüber, dass im Namen der gleichen Nation ein brutaler Krieg gegen die vietnamesische Zivilbevölkerung sich Jahr um Jahr ausweitete und das Wort »Völkermord« hierfür nicht mehr als Übertreibung angesehen worden war. Damit öffnete sich der sicher geglaubte freiheitlich-demokratische Boden gleich beider Gesellschaften: der eigenen bundesrepublikanischen wie der amerikanischen. Bei genauerem Hinsehen ergab sich zudem, dass ein Polizeiführer namens Werner einer SS-Einheit im Osten angehört haben soll. Norbert Frei weist darauf hin, dass in jener Zeit Heinrich Lübke Bundespräsident wurde, obwohl er für KZ-Bauten verantwortlich gezeichnet haben soll und mit Kurt Georg Kiesinger jemand Bundeskanzler einer großen Koalition wurde, der Propagandafunktionär im Nationalsozialismus gewesen war. 
Die demokratische Grundordnung wie das staatliche Gewaltmonopol erschienen aufgrund der Erfahrung von Gewalt und Brutalität in der Bundesrepublik Deutschland wie in den Vereinigten Staaten nicht mehr legitim. »Im Mai 1968 mußte man weder besonders radikal noch fanatisch sein, um die Furcht vor einem ›zweiten 1933‹ zu teilen; den moralisch Sensibleren genügten dafür die Erfahrungen in einer Gesellschaft mit ›unbewältigter Vergangenheit‹«, resümiert Norbert Frei, ein stets umsichtig, oft vorsichtig argumentierender Historiker der Nach-68er-Generation in seinem Beitrag in der »Zeit« vom 1. Februar 2001.
Sowenig die damalige Sicht aus heutiger Perspektive berechtigt sein mag, so weitreichend war die damalige Erschütterung. Sie war es umso mehr, als viele der damals Bewegten, als sich der gesellschaftliche Boden unter ihren Füßen öffnete, sich der Erfahrung stellen mussten, mit der sie mehr oder weniger bewusst aufgewachsen waren: der bleiernen Zeit der späten vierziger und fünfziger Jahre: jenem beredten Schweigen, das weniger kommunikativ war als das Resultat einer »strukturellen Gewalt« in familialen und nachbarlichen Autoritätsverhältnissen, in der Konflikte unterdrückt waren, die gesellschaftlich keinen Ort und Raum hatten (vgl. die Studien von Gabriele Rosenthal).
In der Tat: Studenten, die am 2. Juni 1967 gegen den Schah von Persien demonstrierten und die Erfahrung der Erschießung von Benno Ohnesorg machten, nannten danach die Polizisten »Faschisten«. Studenten, die gegen das militärische Engagement der Vereinigten Staaten in Vietnam protestierten, taten dies mit dem Slogan »USA/SA/SS«. Diese Parolen, die sich auf die Vorgeschichte des Nationalsozialismus bezogen, waren in ihrer Überspitzung falsch. Sie wurden deswegen auch von Vertretern der Studentenbewegung schon in den siebziger Jahren kritisiert. Und nicht zuletzt: Eine kleine Minderheit der Studentenbewegung hat sich dem menschenfeindlichen Terror der RAF zugeordnet, und andere haben sich auf autoritär-kommunistische Kleingruppen fixiert.
Was die damaligen Akteure der studentischen Aufbruchsbewegung freilich übersahen, so Frei, »waren die Wirkungen jener Skandalisierung (der NS-Vergangenheit), die sie selbst mit in Gang gebracht hatten. Schon deshalb muß die Geschichte von ›Achtundsechzig‹ in einem hohen Maße als Nachgeschichte des Nationalsozialismus verstanden werden – mindestens so sehr jedenfalls wie als Vorgeschichte jener demokratischen Zivilgesellschaft, die sich, der ›bleiernen Zeit‹ des Terrorismus zum Trotz, seit den sechziger Jahren herauszubilden begann.« Die Auskunftsverweigerung der NS-Funktionsgeneration in den fünfziger Jahren zusammen mit den überall anzutreffenden wiederhergestellten Personalkontinuitäten, die quälenden Verjährungsdebatten und die trotz der Prozesse in den sechziger Jahren durchgesetzte Amnestie gegenüber einem beträchtlichen Teil der Verbrechen des Mords an den europäischen Juden waren so für den gesellschaftlichen Klimawandel verantwortlich und gaben der 68er Revolte eine spezifische Prägung, wie die inzwischen angelaufene Forschung (so Norbert Frei) und auch einschlägige Einstellungsuntersuchungen erweisen.[3] 

Wirkungen
Auch wenn sich die Effekte nicht kausal zuordnen lassen, ein Vergleich der Situation Ende der fünfziger Jahre mit der Ende der siebziger Jahre lohnt sich gleichwohl und zeigt, dass spätestens Mitte der siebziger Jahre die zentralen demokratischen Werte der Menschenwürde, der Achtung von Religionsfreiheit, Konflikten in der Gesellschaft und Opposition in einem weit höheren Maße von Mehrheiten der Bevölkerung anerkannt worden sind. Sie sind 20 Jahre danach unübersehbar. Sie liegen vor allem in der Veränderung, ja, Revolutionierung der Erziehung, in der kulturellen Anerkennung von Ungehorsam, Konflikt und Streit in der Demokratie, in einer großen Distanz zu jeder Art Kriegsfaszination und der Kritik an sozialem Unrecht in einem unkontrollierten Kapitalismus und in der Auseinandersetzung mit den Wirkungen des Nationalsozialismus und dem Verbrechen des Holocaust selbst, deren Anfänge auf die Intervention kleiner Gruppen Ende der fünfziger und Anfang der sechziger Jahre zurückgehen (vgl. Norbert Frei 2008, Ingrid Gilcher-Holtey 2008; vergleiche schon Oskar Negt 1995). 
[...]

[...]
Endnoten
1Eine frühe Fassung dieses Abschnitts findet sich in Hajo Funke: Paranoia und Politik. Berlin 2002.


2Vgl. u.a. Funke 2008.


3Die große Mehrheit dieser neuen Bewegung sollte sich der Auseinandersetzung um den Vietnamkrieg, einer nichtautoritären Erziehung und Bildung, der Emanzipation von Frauen und nach einer Phase utopischer Revolutionsversuche der politischen und gesellschaftlichen Sozialreform zuwenden.
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